
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

„Leben in Sicherheit” lautete das Motto des 
26. Bundeskongresses der Gewerkschaft der 
Polizei, der vom 26. bis 29. November in Berlin 
stattfand. Der Kumpelverein war mit seinem 
Vorsitzenden Giovanni Pollice, der Geschäfts-
führerin Dr. Klaudia Tietze und Referentin San-
dra Hoeboer vor Ort. Über 250 Delegierte disku-
tierten und entschieden in Berlin die politischen 
Leitlinien der Gewerkschaft der Polizei für die 
nächsten Jahre. Ein Kernanliegen war die For-
derung nach besserer personeller Ausstattung 
der Polizei. Mit großer Mehrheit wurde auf dem 
Kongress unser Fördermitglied Oliver Malchow 
als GdP-Bundesvorsitzender wiedergewählt. 
Auch unsere Fördermitglieder Dietmar Schilff 
und Jörg Radek wurden als stellvertretende 
Bundesvorsitzende mit großer Mehrheit bestä-
tigt, ebenso wurde unser Fördermitglied Elke 
Gündner-Ede als Mitglied im Geschäftsführen-
den Bundesvorstand wiedergewählt. 
In seiner Eröffnungsrede machte sich Oliver 
Malchow für die „wehrhafte Demokratie“ stark, 
um Extremismus in die Schranken zu weisen. 
Die Gewerkschaft der Polizei sei eine gesell-
schaftspolitische Kraft, die sich als Vertreterin 
einer bürgernahen Polizei und damit als Vertre-
terin unseres demokratischen Rechtsstaates 
sehe. In diesem sei kein Platz für spaltende Ele-
mente, Bürgerwehren oder polarisierende 
Halbwahrheiten: „Wenn wir uns einer weiteren 
Spaltung der Gesellschaft entgegenstellen wol-
len, müssen wir uns mit den Ursachen und Fol-
gen der sich ausbreitenden Ungleichheit und 
Unsicherheit, der immer größer werdenden 
Schere zwischen arm und reich, auseinander-
setzen und möglichst schnell zu Lösungen 
kommen.“ Das Einstehen für die Demokratie 
wurde auch im Verlauf des Kongresses durch 
den beschlossenen Antrag „Gegen den politi-
schen Populismus“ bekräftigt, mit dem die 
GdP auch ein deutliches Signal gegen rechte 
Tendenzen in der Gesellschaft setzte. In einem 
emotionalen Debattenbeitrag machte der GdP-
Kollege Sven Hüber deutlich, dass die Werte 
der GdP den revisionistischen, hetzerischen 
und menschenverachtenden Positionen der 
AfD entgegenstehen. 
Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann betonte 
in seinem Grußwort das gewerkschaftliche En-
gagement gegen rechte Kräfte als ein Wesens-
merkmal gewerkschaftlichen Handelns: „Wir 

DGB-Gewerkschaften sind die größten antifa-
schistischen Organisationen in diesem Land!“ 
Hoffmann erinnerte dabei an die antifaschisti-
sche Tradition der GdP, deren erster Vorsitzen-
der Fritz Schulte im NS-Widerstand aktiv war. 
„Diese antifaschistischen Gewerkschafter prä-
gen bis heute unseren Wertekanon. Gewerk-
schaftliches Engagement und Antifaschismus 
ist für uns eins.“
Davon zeugt auch die tatkräftige Unterstüt-
zung der Arbeit der Gelben Hand von Seiten 
der GdP. Als eine der letzten Amtshandlungen 
des „alten“ Vorstands, hatte dieser bei seiner 
letzten Sitzung beschlossen, dem Kumpelver-
ein einen Geldbetrag von über 1.300 € zu spen-
den. Dieses hat der alte und neue Vorsitzende, 
Oliver Malchow, offiziell beim Kongress be-
kannt gegeben und unseren Vorsitzenden auf 
die Bühne gebeten. Bei seinem Dankeswort 
appellierte Giovanni Pollice: „Lieber Oliver, vie-
len Dank für Eure tolle Unterstützung. Heutzu-
tage ist es notwendiger denn je, sich gegen das 
Aufkommen von Populisten, Rassisten und Fa-
schisten zu stellen – nicht nur in Deutschland. 
Nächstes Jahr stehen Europawahlen an. Da er-
fahrungsgemäß die Wahlbeteiligung nicht so 
hoch ist, bitte ich Euch, wählen zu gehen und 
viele Bürgerinnen und Bürger zu bewegen, es 
auch zu tun, um den Populisten und Men-
schenfeinden Einhalt zu gebieten. Denn wir ha-
ben die besseren Argumente. Wir sind wesent-
lich mehr. Ich bin überzeugt: gemeinsam 
werden wir es schaffen!” 
Mehr Eindrücke vom GdP-Bundeskongress fin-
det ihr unter: https://www.gdp.de/gdp/gdp.
nsf/id/OBK2018_Home

Für eine wehrhafte Demokratie  
26. Bundeskongress der Gewerkschaft der Polizei in Berlin 
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Vorstand der Gelben Hand neu gewählt 
Mitgliederversammlung 

Auf der Mitgliederversammlung des Kumpelver-
eins am 22. November in Düsseldorf wurde der 
Vorstand der Gelben Hand neu gewählt. Giovan-
ni Pollice (IG BCE) wurde als Vorsitzender wie-
dergewählt. Als stellvertretende Vorsitzende 
wurden Romin Khan (ver.di), Kai Venohr (DGB 
Bildungswerk) und Holger Vermeer (IG BAU) be-

stätigt. Anstelle von Ricarda Scholz vom DGB, 
die nicht wieder kandidierte und bei der wir uns 
sehr für die gute Zusammenarbeit bedanken, 
wurde Marc Neumann, Referent für Rechtspo-
pulismus beim DGB Bundesvorstand, neu in den 
Vorstand gewählt.

Die Bewerbungsphase 
läuft! 
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 2018/19 

Gewerkschaftsjugend! Berufsschülerinnen 
und Berufsschüler! Azubis! – Ihr alle seid 
aufgerufen, euch zu beteiligen und mit ei-
nem Wettbewerbsbeitrag ein kreatives Zei-
chen gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassis-
mus und für ein solidarisches Miteinander 
zu setzen!
Zu gewinnen gibt es 1000 Euro für den ers-
ten Preis, 500 Euro für den zweiten und 300 
Euro für den dritten Preis. Dazu kommen 
drei Sonderpreise im Wert von 500 Euro, und 
zwar vom Freistaat Sachsen, der DGB-Ju-
gend Sachsen und der DGB-Jugend Nord-
rhein-Westfalen. Wir suchen Beiträge, die im 
Jahr 2018 (bis 15. Januar 2019) entstanden 
sind und bei keinem Wettbewerb prämiert 
wurden. Die Darstellungsform ist frei. Detail-
lierte Informationen zu den Wettbewerbsbe-
dingungen, zur Anmeldung oder urheber-
rechtliche Fragen findet ihr unter: https://
www.gelbehand.de/setz-ein-zeichen/wett-
bewerb-aktuell/ 

Einsendeschluss für die Wettbewerbsbeiträge ist 
der 15. Januar 2019. Die Preisverleihung findet im 
März 2019 in Dresden statt. Wir freuen uns, dort en-
gagierte Jugendliche auszeichnen zu können, die 
mit ihren Aktionen, im Betrieb, in der Schule oder 
auf dem Marktplatz, die Demokratie und die Viel-
falt gestärkt und sich gegen Ausgrenzung und Ras-
sismus positioniert haben! 

v.l. Oliver Malchow, Vorsitzender der GdP, Giovanni Pollice, 
Vorsitzender der Gelben Hand, Jörg Radek, stellvertr. 
Vorsitzender der GdP.
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Unterrichtseinheiten für Ausbildungsbetriebe und berufsbildende Schulen 
Gelbe-Hand-Projekt: Unterrichtseinheiten für die betriebliche Ausbildung  

Umgang mit Rassismus in der 
 Arbeitswelt  
Gemeinsamer Workshop mit ver.di NRW am 24. November 

Demokratiebildung und Antirassismus 
in der beruflichen Ausbildung   
Projekt „Aktiv im Betrieb“ – Workshop zu Unterrichts-
modulen in Bochum 

Gelben Hand und Projektleiterin, Dr. Klaudia 
Tietze. Der Betrieb sei ein Spiegel der Gesell-
schaft, Diskriminierung oder rechte Sprüche 
fänden auch da statt. „Dort anzusetzen und 
den Jugendlichen demokratische und antiras-
sistische Werte zu vermitteln, so dass sie diese 
im Betrieb wie in der Gesellschaft leben – das 
ist unser Ziel“, betont Klaudia Tietze. 
Die Module wurden bereits in Betrieben und 
Schulen erprobt. Sie richten sich an den Be-
dürfnissen und Rahmenbedingungen des je-
weiligen Betriebs oder der Schule aus und kön-
nen entweder im präventiven Bereich oder als 
Reaktion auf einen Vorfall eingesetzt werden. 
Der zeitliche Rahmen der Einheiten – dreißig, 
sechzig und neunzig Minuten für die Betriebe 
sowie fünfundvierzig und neunzig Minuten für 
die Schule – ermöglicht es, diese so einzuset-
zen, dass der Lehrplan oder der Ausbildungs-
plan nicht beeinträchtigt wird. 

Im Bildungsportal www. 
unterrichtsmaterial.gelbe-
hand.de findet man Ablauf-
pläne mit Hinweisen, Bil der, 
Karikaturen, Filme, Power-
Point-Präsentationen, Blät-
ter für Auszubildende und 
Schülerinnen und Schüler, 
Handreichungen für Ausbil-
derinnen und Ausbilder sowie Lehrerinnen und 
Lehrer. Man kann das gesammelte Material 
nach Anwendungsort, Thema, Dauer und An-
lass filtern und so die optimale Unterrichtsein-
heit für die jeweiligen Bedürfnisse finden. Das 
Ziel der Unterrichtseinheiten ist es, Wissen zum 
Themenbereich zu vermitteln und dazu zu mo-
tivieren, dass die Ausbil derinnen und Ausbilder 
sowie die Auszubildenden eine klare Position 
gegen fremdenfeindliches Verhalten und 
Rechtsextremismus beziehen. 

In Zusammenarbeit mit Fachleuten aus Ausbil-
dungsbetrieben, Berufsschulen, Gewerkschaf-
ten und Wissenschaft hat der Kumpelverein im 
Rahmen eines vom Bundesprogramm „Demo-
kratie leben“ geförderten Projektes Unter-
richtseinheiten für Ausbildungsbetriebe und 
Berufsschulen erstellt, die sich mit den The-
men Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextre-
mismus befassen. Diese Module können nun 
von den Verantwortlichen in der Bildungsar-
beit, den Lehrerinnen und Lehrern sowie Aus-
bilderinnen und Ausbildern, für ihren Unter-
richt genutzt werden. „Es war uns wichtig, dass 
diese Themen bedarfsgerecht und didaktisch 
gut in den Betrieben und Schulen vermittelt 
werden können. Deswegen haben wir uns mit 
den Expertinnen und Expertinnen der berufli-
chen Jugendbildung zusammengesetzt und so 
pass- und zielgruppengenaues Bildungsmate-
rial erstellt“, erklärt die Geschäftsführerin der 

Ende November fand gemeinsam mit dem ver.di Landesbezirk NRW ein 
Workshop zu dem Thema „Rechtspopulismus und Rassismus in unseren 
Betrieben und Dienststellen - was können wir tun?“ statt. Ziel des Work-
shops sei es gewesen, zum einen Wissen über rechtspopulistische Ak-
teure zu vermitteln, zum anderen auch konkret Handlungshilfen für den 
betrieblichen Kontext zu geben, erklärte Frank Bethke, stellvertretender 
Landesbezirksleiter von ver.di NRW: „Durch das Erstarken der AfD und 
durch rechte Aktivitäten auch bei den jüngsten Betriebsratswahlen, ist 
es notwendig, dass wir uns als Gewerkschaft damit auseinandersetzen. 
Rechte Parolen und Tendenzen finden auch Einzug in die Arbeitswelt. 
Daher ist es wichtig, als Kolleginnen und Kollegen Strategien zu erarbei-
ten, um Rassismus und Rechtspopulismus aktiv entgegenzutreten.“
Neben einem Vortrag des ver.di-Kollegen Philipp Reuther zu dem Wirken 
der AfD auf Landes- und Bundesebene, hielt auch unsere Referentin 
Sandra Hoeboer einen Vortrag zu den aktuellen Entwicklungen in den 
Betrieben und Dienststellen mit Blick auf die vergangenen Betriebsrats-
wahlen. Dabei lag der Schwerpunkt auf der Ansprache, den Aktivitäten 
und Vorgehen der rechtspopulistischen Organisationen in den Betrie-
ben, wie im Fall der rechten Liste „Zentrum Automobil“, die vor allem in 
der Automobilindustrie versucht hat, Fuß zu fassen und in den sozialen 
Medien vom rechten Kampagnennetzwerk „1 Prozent“ unterstützt wur-
de. Sandra Hoeboer stellte dabei betriebliche Handlungsmöglichkeiten 
vor und ging anschließend auf die aus gewerkschaftlicher Sicht relevan-
ten sozialpolitischen Inhalte rechter Parteien und Organisationen ein, 
um sich auch in diesem Themenfeld das Wissen und Rüstzeug für argu-
mentative Gegenstrategien zu erarbeiten. Am Nachmittag haben die 
rund 30 Teilnehmerinnen und Teilnehmer ganz praktisch  den Umgang 
mit Vorurteilen und Parolen geübt. Der Workshop schloss mit einer Dis-

kussion zu der Ent-
wicklung von Hand-
lungsempfehlungen 
für Betriebs- und Per-
sonalräte, um das ge-
werkschaftliche Enga-
gement gegen Rechts 
und für Solidarität und 
Demokratie in der Ar-
beitswelt zu stärken.

Heutzutage reicht es 
nicht mehr, reines Fach-
wissen in der Ausbildung 
anzuhäufen, eine immer 
größere Rolle spielt auch 
die Vermittlung und Ent-
wicklung von Sozialkom-
petenz. Am 6. Dezember 
fand in Bochum zum Thema „Sozialkompetenzen als Teil der beruflichen 
Handlungskompetenzen in die betriebliche Berufsausbildung implemen-
tieren – Austausch über Ansätze zu den Themen Konfliktlösung, Antiras-
sismus und Demokratiebildung“ ein Workshop der Gelben Hand statt. Die 
Veranstaltung wurde umgesetzt im Rahmen des vom Bundesprogramm 
„Demokratie leben“ geförderten Projektes „Aktiv im Betrieb für Demokra-
tie und Vielfalt“, bei dem gemeinsam mit Partnerbetrieben maßgeschnei-
derte Module zu den drei Themenfeldern erarbeitet werden sollen. Für 
Projektreferentin Nele Rüter, die den Workshop gestaltet hat, sind Sozial-
kompetenzen entscheidend für das Erreichen des Ausbildungsziels des 
oder der Einzelnen, aber auch für die Gesellschaft insgesamt: „Das erach-
ten wir als absolut notwendig, daher wurde das Projekt ‚Aktiv im Betrieb 
für Demokratie und Vielfalt‘ gestartet. Innerhalb des Projektes werden 
Handlungshilfen für das Ausbildungspersonal und übertragbare Ausbil-
dungsmodule für die Implementierung der Themen Konfliktlösung, Anti-
rassismus und Demokratiebildung in den Ausbildungsrahmenplan ent-
wickelt. Damit diese Module universell, leicht einsetzbar und zielgenau 
gestaltet werden können, ist es wichtig, sich mit den Praktikerinnen und 
Praktikern der Ausbildung, sowie mit erfahrenen Gewerkschaftskollegin-
nen und -kollegen auszutauschen.“  Einen Impuls zum Thema „Kommuni-
kation und Konfliktlösung als Teil der dualen Berufsausbildung“ lieferte 
Dorit Kirfel, Diplomsozialpädagogin und externe Ausbildungskraft für 
Evonik Industries. Anschließend diskutierten  die 11 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, wie man inhaltlich die Antirassismus-Arbeit und Demokratie-
bildung in der Ausbildung mit den Jugendlichen umsetzen kann. Gerade 
in Zeiten des gesellschaftlichen Rechtsrucks stelle dies eine wichtige und 
vor allem nachhaltige Maßnahme dar, um rechten Tendenzen auch in der 
Arbeitswelt durch Bildung und soziale Kompetenz entgegenzuwirken, so 
Nele Rüter. 

»FREMDENFEINDLICHKEIT«

UNTERRICHTSEINHEITEN 
FÜR  AUSBILDUNGSBETRIEBE 
UND BERUFSBILDENDE  SCHULEN
www.unterrichtsmaterial. gelbehand.de

Die Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
sowie die Beseitigung von Diskriminierung bleibt ein zent-
rales Thema unserer Gesellscha� . Ungleichbehandlung in 
Betrieben und Verwaltungen, fremdenfeindliche Schmie-
rereien oder rechte Stammtischparolen am Arbeitsplatz 
oder in der Schule kommen immer wieder und überall vor. 
Daher machen Aktionen gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus immer Sinn. 

Unser Verein

Unser Verein wurde 1986 von der Gewerkscha� sjugend 
gegründet und ist somit eine der ältesten antirassistischen 
Organisationen in Deutschland. Der Verein wird vom DGB 
und seinen Mitgliedsgewerkscha� en unterstützt. Wir 
setzen uns für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeindlich-
keit, Rassismus und Rechtsextremismus insbesondere in 
der Arbeitswelt ein.

Fachstelle „Junge Aktive“

Unsere Fachstelle „Junge Aktive“ ist spezialisiert auf die 
arbeitsweltbezogene antirassistische Jugendarbeit. Sie 
bietet Dir Beratung und Unterstützung in Deinem Engage-
ment in der Ausbildung, Berufsschule und in der Gewerk-
scha� sjugend. Wir entwickeln Vorträge, Workshops und 
Projekte ausgerichtet an die Rahmenbedingungen bei Dir 
vor Ort. Wir helfen Dir, Dich mit anderen jungen Aktiven zu 
vernetzen und auszutauschen.

Kontakt

Mach meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.
Hans-Böckler-Straße 39
40476 Düsseldorf
Tel.: 0211 / 43 01-193
Fax: 0211 / 43 01-134
E-Mail: info@gelbehand.de
www.gelbehand.de
www.facebook.de/gelbehand

Herausgeber: Mach meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, gegen 
 Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.           V.i.S.d.P.: Giovanni Pollice
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Spenden:
Bankverbindung: NORD / LB     BIC: NOLADE2H     IBAN: DE17 2505 0000 0152 0339 99
Verwendungszweck: Vorname, Name, Adresse (diese Angaben sind für die Ausstellung 
der Spendenbescheinigung notwendig)

»RECHTSEXTREMISMUS«

Fortsetzung SEPA-Lastschri
 mandat

KontoinhaberIn:

Straße:

PLZ/Ort:

IBAN:

BIC:

Ort/Datum/Unterschri�  :

Einwilligungserklärung Datenverarbeitung

 Ich bin damit einverstanden, dass meine personenbezogenen Daten 
von dem Verein „Mach‘ meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.“ gemäß der europäischen 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und dem deutschen Datenschutzrecht 
(BDSG) zur Erledigung aller im Zusammenhang mit der Fördermitgliedscha�  
stehenden Aufgaben zur Fördermitgliederverwaltung, -betreuung, -informati-
on sowie des Beitragseinzugs im erforderlichen Umfang erhoben, gespeichert, 
verarbeitet und genutzt werden. Eine Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt 
ausschließlich zum Zweck der Umsetzung der oben genannten Aufgaben. Eine 
darüber hinaus gehende Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit meiner geson-
derten Einwilligung. Mir ist bekannt, dass die Einwilligung in die Datenverar-
beitung der vorbenannten Angaben freiwillig erfolgt und jederzeit durch mich 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukun�  widerrufen werden kann.

Ort/Datum/Unterschri� :

https://www.unterrichtsmaterial.gelbehand.de
https://www.unterrichtsmaterial.gelbehand.de
https://www.unterrichtsmaterial.gelbehand.de


Auszubildende der Deutschen Post AG setzen Zeichen  
für Menschenrechte.

 v.l. Petra Reinbold-Knape, Mitglied im geschäftsf. 
Hauptvorstand der IG BCE, Giovanni Pollice, Vorsitzender der 
Gelben Hand, Regina Karsch, Abteilungsleiterin Diversity und 
Antidiskriminierung der IG BCE (Foto: IG BCE).

IG BCE zeigt Flagge für Vielfalt  
48. Recklinghäuser Tagung der IG BCE 

Nie wieder Faschismus! 
Die IG BAU in Vielfalt 
 vereint 
Grundsätze der IG BAU gegen Rechts   

Traditionell am ersten Dezemberwochenende 
fand nunmehr zum 48. Mal die bundesweite mi -
grationspolitische Veranstaltung der IG BCE, die 
Recklinghäuser Tagung, im Festspielhaus der 
Stadt Recklinghausen statt. Rund 400 interes-
sierte Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
aus ganz Deutschland besuchten die Tagung un-
ter dem Motto: „Wir zeigen Flagge. Diversity im 
Betrieb“. Wie Vielfalt im Betrieb organisiert, wert-
geschätzt und gelebt werden kann – gerade in 
Zeiten, in denen rechte Kräfte die Vielfalt be-
kämpfen, stand im Mittelpunkt der Tagung. Un-
ser Vorsitzender Giovanni Pollice und Redakteur 
Marco Jelic nahmen an der Tagung teil, bei der 
wie gewohnt der Kumpelverein auch mit einem 
Info-Stand vertreten war, den Referentin Nele 
Rüter und unser aktives Fördermitglied Martin 
Sieber betreuten. Aktiv war auch wie immer die 
IG BCE-Jugend: In einer spontanen Spendenak-
tion sammelten die Jugendlichen rund 200 Euro 
für die Gelbe Hand, um unser Engagement gegen 
Rassismus zu unterstützen. 
Eröffnet wurde die Tagung durch Petra Reinbold-
Knape, Mitglied im geschäftsführenden Haupt-
vorstand der IG BCE. Sie verwies auf die 99 Na -
tionen innerhalb der IG BCE sowie auf die 1200 
IG BCE-Betriebsräte mit Migrationshintergrund 
und machte deutlich: „Wir reden nicht über Viel-
falt – wir leben sie!“ Diese Vielfalt sei ein großes 
Potential:“ Unterschiedliche Sichtweisen brin-

gen auch neue Impulse.“ Um diese Haltung zu 
unterstreichen und Vielfalt wertzuschätzen, ha -
be die IG BCE im letzten Jahr auch die „Charta 
der Vielfalt“ unterzeichnet. Reinbold-Knape ging 
auch auf die Tendenzen in der Gesellschaft ein, 
die Vielfalt ablehnen und die Hass und Hetze in 
die Gesellschaft und Parlamente tragen: „Wir set-
zen unsere gewerkschaftlichen Werte der Solida-
rität und Demokratie dagegen. Wir stehen auf 
gegen Rechtspopulismus, wir müssen das noch 
lauter tun – wir sind mehr!“ Auch der Bürger-
meister von Recklinghausen, Christoph Tesche, 
betonte in seinem Grußwort, dass man Angstma-
che und Hetze nicht zulassen dürfe und hob die 
Solidarität und die Vielfalt hervor, die gerade im 

Menschenrechte statt rechte Menschen  
Gelbe Hand beim Aktionstag für Menschenrechte der Deutschen Post AG 

Rund 130 Auszubildende der Deutschen Post AG 
waren Ende November nach Bonn gekommen, 
um am 16. Aktionstag der Menschenrechte der 
Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung  
(GJAV) teilzunehmen. Auch die Gelbe Hand war 
mit einem Info-Stand vor Ort vertreten. Redak-
teur Marco Jelic überbrachte den Azubis ein 
Grußwort, in dem er aufrief gemeinsam mit der 
Gelben Hand für Solidarität, Vielfalt und Demo-
kratie aktiv zu werden. Der GJAV-Vorsitzende, Ali 
Paslar, eröffnete den Workshop-Tag, der in die-
sem Jahr unter dem Motto „Menschenrechte 
statt rechte Menschen“ stand. „Mit dem heutigen 
Tag wollen wir für das Thema sensibilisieren und 
für Menschenrechte einstehen. Denn Diskrimi-
nierungen finden auch heute noch tagtäglich 
statt. Die Würde des Menschen ist unantastbar – 
das ist der Grundstein für eine gerechte Welt. Ak-
teure sind wir alle, wir müssen mitbestimmen!“, 
appellierte Paslar. Ebenso kämpferisch gab sich 
auch Ulrike Lennartz-Pipenbacher, die als stell-
vertretende Gesamtbetriebsratsvorsitzende und 
ver.di-Mitglied der Jugend ihr Grußwort über-
brachte und eine klare Haltung einforderte: „Die 
Deutsche Post ist international. Es gibt keinen 
Platz für Rassismus, wir stehen für Vielfalt und 
für eine offene Gesellschaft!“ Es gelte jetzt, nicht 
die schweigende Mehrheit zu sein, sondern in An-
betracht von Rechtspopulismus und Nationalis-
mus Zivilcourage zu zeigen und für Demokratie 

Der Bundesvorstand der IG BAU 
hat am 12. November fünf 
„Grundsätze gegen Rechts“ be-
schlossen. Das Positionspapier 
zeichnet ein Verständnis der IG 
BAU von Demokratie und Soli-

darität und legt eine klare Abgrenzung nach 
rechts fest. Die Grundsätze bilden eine Werte- 
und Argumentationsgrundlage an der sich die 
haupt- und ehrenamtlichen Kolleginnen und 
Kollegen der IG BAU orientieren können. Als Be-
gründung heißt es einleitend: „Während es in 
den letzten Jahrzehnten zu unserer Alltags-
arbeit gehörte, Angriffe auf die soziale Grund-
ordnung abzuwehren, gerät heute auch die de-
mokratische Grundordnung immer stärker in 
Bedrängnis. Rechte Parolen drängen in den öf-
fentlichen Diskurs, ihre Sprecher richten sich 
gegen die offene Gesellschaft, bedrohen Min-
derheiten und diffamieren Andersdenkende.“ 
Die fünf Grundsätze lauten daher: 

1. Menschenrechte verteidigen 
2. Klare Kante gegen Rechts zeigen 
3. Solidarität statt Ausgrenzung 
4. Faire Arbeit für alle! 
5.  Verantwortung für Demokratie 

über nehmen
Unter Punkt 2 heißt es: „Die Alternative für 
Deutschland hat es zu ihrem Erfolgsrezept ge-
macht, mit menschen- und demokratieverach-
tenden Aussagen, aber auch mit Verharmlo-
sungen des Nationalsozialismus zu provo - 
zieren. (…) Unsere Losung lautet: Wenn die IG 
BAU Rechtsextremismus, Rassismus und Anti-
semitismus bekämpfen will, dann muss sie 
auch zur AfD Haltung annehmen. Dies gelingt 
uns, indem wir aufklären, uns abgrenzen und 
uns der AfD auf den Straßen und in den Betrie-
ben in den Weg stellen.“
Die Grundsätze der IG BAU gegen Rechts in vol-
ler Länge gibt es unter: https://www.igbau.de/
grundsaetze-gegen-rechts.html

Bergbau besonders ausgeprägt war. Die diesjäh-
rige Gastrednerin, Denise Hottmann, die im Vor-
stand der Charta der Vielfalt e. V. tätig ist und 
beim Unternehmen Boehringer Ingelheim die 
Themen Diversity und Inklusion verantwortet, 
erklärte dem Publikum das Prinzip des Diversity-
Managements und was das konkret für die Arbeit 
der Betriebsräte bedeuten kann. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer konnten sich anschlie-
ßend in drei verschiedenen, interaktiven Foren 
austauschen und ihre Ideen einbringen, wie man 
Vielfalt in Unternehmen noch stärker fördern 
und Diskriminierung verhindern könne. 
Emotional wurde es zum Abschluss, als mit dem 
Steigerlied Abschied von der Steinkohle genom-
men wurde und die IG BCE-Jugend Ballons mit 
der Aufschrift „Danke Kumpel“ anschließend in 
den Himmel steigen ließ. Glück auf! 

aufzustehen. Dass die Deutsche Post AG, ein 
weltweit operierendes Unternehmen, bei dem 
allein in Deutschland 150 Nationalitäten be-
schäftigt sind, schon vieles im Bereich Diversity 
umsetzt, zeigten die Aktivitäten der Abteilung 
Vielfalt und Werte. Ein Schwerpunkt des Aktions-
tages lag dieses Jahr auf dem Kampf gegen die 
Diskriminierung von homo-, trans- und interse-
xuellen Menschen. Zu Gast war eine Referentin 
der gemeinnützigen Menschenrechtsorganisati-
on „100 % Mensch“ aus Stuttgart. Zum Abschluss 
diskutierten die Azubis in fünf Workshops, ihre 
Alltagserfahrungen mit Rassismus und Diskrimi-
nierung und machten damit deutlich, dass sie 
fremdenfeindliche Einstellungen nicht tolerieren 
und für Vielfalt einstehen – gemäß dem Motto: 
Menschenrechte statt rechte Menschen! 

https://www.igbau.de/grundsaetze-gegen-rechts.html
https://www.igbau.de/grundsaetze-gegen-rechts.html
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
die Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 

In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Aktiv gegen Rassismus in der Ausbildung 
Broschüre des Monats  

Der Betrieb ist ein Ort, wo Jugendli-
che unterschiedlicher Herkunft, Kul-
tur sowie politischer und weltan-
schaulicher Einstellung aufeinan der- 
treffen und miteinander auskommen 
müssen.  Der Ausbildungsbetrieb ist 
daher ein prädestinierter Ort für das 
Engagement für Vielfalt, Demokratie 
und gegen Rassismus, er wird aber zu 
diesem Zweck nur ansatzweise und 
sporadisch genutzt. Die Aufgabe der 
Fachstelle „Junge Aktive“ des Kum-
pelvereins besteht darin, dieses be-
triebliche Engagement zu erzeugen 
und zu unterstützen. In der vorliegen-
den Broschüre „Aktiv gegen Rassis-
mus in der Ausbildung. Handlungs-

möglichkeiten und Beispiele aus der betrieblichen Praxis“ werden 
verschiedenen Formen des betrieblichen Engagements vorgestellt, u. a. 
der Wettbewerb der Gelben Hand, sowie Betätigungsfelder für die Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung aufgezeigt. 
Eine Vielzahl an Aktivitäten gegen Rassismus, Diskriminierung und Rechts-
extremismus wird bereits in einigen Betrieben von unterschiedlichen Ak-
teurinnen und Akteuren umgesetzt. Im Jugendbereich engagieren sich 
Betriebs- und Personalräte sowie Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen, sie können Maßnahmen (z. B. einen Workshop vom Kumpelverein) im 
Rahmen der Jugend- und Auszubildendenversammlung anbieten. Be-
triebsräte können darüber hinaus Maßnahmen beantragen, die sich mit 
der Thematik auseinandersetzen. Bis auf wenige Ausnahmen finden die 
Aktivitäten einmal statt und werden nicht wiederholt. Sie werden in der 
Regel anlassbezogen durchgeführt, z. B. im Rahmen des Wettbewerbs des 
Kumpelvereins „Die Gelbe Hand“, der Internationalen Wochen gegen Ras-
sismus, einer größeren bundesweiten Aktion, oder aufgrund konkreter 
Vorfälle im Betrieb bzw. als Reaktion auf gesamtgesellschaftliche Phäno-
mene wie die aktuelle Flüchtlingssituation sowie verschiedene Extremis-
musformen, die ihren Einzug in die betriebliche Community finden. Angrif-
fe auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Phänomene gruppen - 
bezogener Menschenfeindlichkeit sind eine dauerhafte Herausforderung 
für die gesamte Gesellschaft und bedürfen eines dauerhaften Engage-
ments. Die Broschüre eignet sich daher als Handlungsempfehlung für ge-
werkschaftlich und betrieblich Aktive, um das Engagement gegen Men-
schenfeindlichkeit, Rassismus und für Demokratie und Vielfalt in die 
Arbeitswelt zu tragen und zu verstetigen. 
Die Broschüre zum Download gibt es unter: https://www.gelbehand.de/
informiere-dich/publikationen/

AKTIV GEGEN RASSISMUS IN DER AUSBILDUNG
HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN UND BEISPIELE 
AUS DER BETRIEBLICHEN PRAXIS
Fachstelle „Junge Aktive“ 
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Das Azubi Team und die Ausbilder. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 Bei der Hausarbeit
 Bei der Karriereplanung
 Bei Gehaltsverhandlungen
 Wenn die Getränkerechnung kommt

WANN MÄNNER ÜBER GESCHLECHTER�GERECHTIGKEIT REDEN 

Wir wünschen  
ein frohes Weihnachtsfest
und ein friedliches 2019!
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